
ENTWURF 

Satzung der Gemeinde Hemmingen 

über die Begründung eines besonderen Vorkaufsrechts 

nach dem Baugesetzbuch 

für die Flurstücke Nr. 790, 795, 796, 1015, 1016, 1017 und 1020 

 
Aufgrund von § 25 Abs. 1 Nr. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) und § 4 der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. S. 582), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 19.06.2018 (GBl. S. 221) hat der Gemeinderat der Gemeinde 
Hemmingen in öffentlicher Sitzung am 13.11.2018 folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 Satzungszweck 

Zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung steht der Gemeinde 
Hemmingen für die in § 2 bezeichneten Grundstücke ein besonderes Vorkaufsrecht nach 
§ 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB an bebauten und unbebauten Grundstücken zu. 

§ 2 Räumlicher Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich dieser Satzung umfasst die Flurstücke Nr. 790, 795, 796, 1015, 1016, 
1017 und 1020, entsprechend dem Lageplan zur Vorkaufsrechtssatzung „Städtebauliche 
Entwicklung südlich der Pestalozzistraße“ vom 31.10.2018. 

§ 3 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt mit der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

Hemmingen, den 14.11.2018 
 
 
 
Thomas Schäfer 
- Bürgermeister - 
 
 
Hinweise: 

Gemäß § 215 Abs. 1 Nr. 1 und 3 Baugesetzbuch (BauGB) sind eine Verletzung der in § 214 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB genannten Verfahrens- und Formvorschriften sowie ein 
nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtlicher Mangel des Abwägungsvorgangs 
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die 
Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist dazulegen. 
 
Nach § 4 Gemeindeordnung (GemO) für Baden-Württemberg gelten Satzungen, die unter 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der GemO oder auf Grund der GemO 
erlassenen Verfahrensvorschriften zustande gekommen sind, ein Jahr nach dieser 
Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen, Dies gilt nicht, wenn 

1. die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 

2. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit 
widersprochen hat oder wenn innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung die 
Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder die Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung des 
Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist. 


